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Die Kommission zur Vorberatung des Gesetzes über die Finanzierung von Leistungen 
für erwachsene Menschen mit Behinderung (FLEMBG) behandelte die Vorlage in sieben 
Sitzungen. Sie dankt den Vertretern des Departements Finanzen und Soziales (DFS) für 
die Begleitung der Beratungen. 



 

 

2/12 

 

 

Die Beratungen zu dieser Vorlage erfolgten in zwei Etappen. Die Arbeit der Kommission 
wurde am Ende der 2. Lesung (Sitzung Nr. 6) und vor dem Rückkommen unterbrochen. 
Dies aufgrund der erheblich Erklärung des Antrages gemäss §52 GOGR «Erstellung ei-
nes Rahmenkonzeptes zur Behindertenpolitik in den Bereichen Wohnen und Alter» 
(20/AN 5/280) an der Sitzung des Grossen Rates vom 15. Februar 2023. Mit Beschluss 
des Büros des Grossen Rates wurde die Kommission damit beauftragt dieses Geschäft 
ebenfalls zu beraten. Dazu benötigte sie eine Sitzung (Sitzung Nr. 7, siehe dazu separa-
ten Kommissionsbericht 20/WE 9/616). An der darauffolgenden und letzten Sitzung Nr. 8 
setzte die Kommission die Beratungen des Gesetzes fort und beendete diese mit der 
Schlussabstimmung. 
 
 
 
Zusammenfassung der Ergebnisse 

Die Kommission ist am Ende der ersten Sitzung nach einer engagierten Diskussion ein-
stimmig auf die Vorlage eingetreten. Sie hat den zu Beginn der 1. Lesung gestellten 
Rückweisungsantrag für die gesamte Vorlage während der ganzen 2. Sitzung intensiv 
diskutiert, mit dem Resultat, dass dieser zurückgezogen bzw. umgewandelt wurde in 
Aufträge an das DFS zur Erarbeitung weiterer Grundlagen sowie Ergänzungen einzelner 
Paragrafen.  

In der Detailberatung wurden zahlreiche Anträge gestellt. Die Kommission hat dabei den 
Entwurf des Regierungsrates stark verändert. Die ursprüngliche Vorlage bestand aus 14 
Paragrafen mit insgesamt 30 Absätzen. Die Fassung der Kommission umfasst 15 Para-
grafen mit insgesamt 32 Absätzen.  

Am Ende der 2. Lesung, vor dem Rückkommen, hat die Kommission an der 6. Sitzung 
vom 17. Februar 2023 die Arbeit unterbrochen. Dies aufgrund des erheblich erklärten 
Antrages gemäss §52 GOGR «Erstellung eines Rahmenkonzeptes zur Behindertenpoli-
tik in den Bereichen Wohnen und Arbeiten» (20/AN 5/280) an der Sitzung des Grossen 
Rates vom 15. Februar 2023. Die Kommission war sich einig, dass dieses Rahmenkon-
zept Auswirkungen auf das vorliegende FLEMBG haben könnte.  

Gestützt auf das neue Rahmenkonzept hat das Sozialamt des Kantons Thurgau der 
Kommission Vorschläge zur Ergänzung des Gesetzes unterbreitet. Dabei handelte es 
sich vorwiegend um die Anpassung von Begrifflichkeiten und die Ergänzung mit zusätzli-
cher Leistungsangeboten. Die Kommission ist auf die Vorschläge eingetreten und hat 
diese im Sinne eines Rückkommens in der 2. Lesung im Gesetz eingearbeitet und ge-
nehmigt.  

Die Kommission beantragt dem Grossen Rat mit 9 Ja zu 0 Nein, bei 2 Enthaltungen 
und 3 Abwesenheiten der vorliegenden Fassung zuzustimmen.  
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Allgemeines 

Im Kanton Thurgau stehen insgesamt 37 Einrichtungen (EINR) zur Betreuung von er-
wachsenen Menschen mit Behinderungen zur Verfügung. Alle EINR verfügen über eine 
Betriebsbewilligung, jedoch nur deren 24 haben mit dem Kanton eine Leistungsvereinba-
rung abgeschlossen. Alle EINR zusammen betreuen rund 37% ausserkantonale Perso-
nen. Dies ist ein deutlich höherer Anteil als Thurgauerinnen und Thurgauer in ausserkan-
tonalen EINR betreut werden. Die heutige Rechtsgrundlage für die Finanzierung der 
EINR basiert auf einer sehr schlanken Gesetzesbestimmung. Diese bestand bisher auf 
dem §21 SHG und Verordnungen sowie etlichen Weisungen. Das heutige System ist 
damit nicht transparent, zudem schwerfällig, komplex und in der Anwendung sehr auf-
wändig. Ein grosser Mangel besteht darin, dass die EINR in Bezug auf die Finanzierung 
nicht gleichbehandelt werden. Es existiert kein einheitlicher Tarif für die Abgeltungen. Für 
Beiträge an Investitionen in den EINR erteilt das Sozialamt Thurgau Kostengutsprachen. 
Diese zu prüfen und richtig einzuordnen ist sehr schwierig. 

Mit der Vorlage des Regierungsrates soll ein transparentes und zeitgemässes Finanzie-
rungsmodell in Form einer subjektorientierten Objektfinanzierung eingeführt werden. 
Nach diesem Modell erhalten die EINR eine Pauschale für die Kosten für Betreuung, 
Verpflegung, Wäscherei, Energie und Verwaltung. Die Pauschale enthält auch die Ab-
geltung für die Instandhaltung, Instandsetzung oder den Neubau von Immobilien. Damit 
soll den EINR eine bessere Planungssicherheit und mehr Freiraum gewährt werden. 
Gleichzeitig wird der Kontrollaufwand für den Kanton reduziert. Neu sollen nur noch 
EINR mit einem Leistungsvertrag Beiträge erhalten. Damit gelten für alle EINR gleiche 
Rechte und Pflichten und einer allfälligen Überversorgung wird vorgebeugt. 

Die Umstellung auf das neue System ist von grundlegender Natur und es ist mit Umstel-
lungskosten bei den Institutionen und beim Kanton zu rechnen. Aus diesem Grund soll 
eine grosszügige Übergangsfrist vorgesehen werden. 

Den Vorgaben der UNO-Behindertenrechtskonvention (BRK) soll grosse Beachtung ge-
schenkt werden, indem der Gesetzesentwurf lediglich die Finanzierung der einzelnen 
Leistungen regelt, die Wahl des jeweiligen Angebotes jedoch den betroffenen Menschen 
mit Behinderung überlässt. 

 

Eintreten 

Vor der eigentlichen Diskussion zum Eintreten hatten die Kommissionsmitglieder gros-
sen Bedarf an Erklärungen zum heutigen System der EINR für Menschen mit Behinde-
rung. Es zeigte sich dabei, dass die Materie sehr komplex ist und die Anwendung ein 
grosses Fachwissen voraussetzt. Im Laufe der Kommissionsarbeit zeigte sich, dass etli-
che Mitglieder über Erfahrungen in der Führung und Aufsicht aus den Thurgauer EINR 
verfügen. Dies führte während den Beratungen zu einem Antrag aus der Kommission, 
der verlangte, dass die Interessen der einzelnen Mitglieder offen zu legen sind. Dieser 
Antrag wurde mehrheitlich gutgeheissen. Die Offenlegung der Interessen zeigte, dass 
von den 16 Kommissionsmitgliedern deren acht in einer Thurgauer Institution in Auf-
sichtsgremien engagiert sind. 
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Für die Kommission war unbestritten, dass die heutige gesetzliche Regelung ungenü-
gend ist und einer Überarbeitung bedarf. Einige Kommissionsmitglieder waren jedoch 
nicht zufrieden mit dem Gesetzesentwurf des Regierungsrates. Im Wesentlichen wurden 
folgende Kritikpunkte geäussert: 

- Die Leistungen im ambulanten Bereich seien zu wenig definiert. Es bedürfe auch 
eines Einstufungssystems für den ambulanten Bereich, nicht nur ein solches für 
den stationären Bereich. 

- Es würden entscheidende Grundlagen und Konzeptionen fehlen, die gesetzlich 
definiert und angewendet werden können. 

- Die Vorlage sei für den stationären Bereich unklar in Bezug auf die subjektorien-
tierte Objektfinanzierung, insbesondere für den Teil der Infrastrukturfinanzierung. 

- Es fehle im Gesetzesentwurf und in der Botschaft dazu eine Bezugnahme auf ei-
ne genügend strategische Konzeption in der Behindertenpolitik, die als Basis für 
eine solch weitreichende Normierung wirklich notwendig wäre. 

- Bei der Erarbeitung des Gesetzesentwurfs hätte es der Regierungsrat verpasst, 
die betroffenen EINR sowie die Behindertenorganisationen beizuziehen. 

- Es fehle eine aktuelle Angebotsplanung. 

- Es brauche dringend ein Rahmenkonzept zur Behindertenpolitik im Bereich Woh-
nen und Arbeiten, wie es im parlamentarischen Vorstoss (20/AN 5/280) verlangt 
werde. 

- Ein schlankes Rahmengesetz wurde begrüsst. Dieses dürfe jedoch kein Blanko-
scheck für den Regierungsrat sein. Es fehle zum Beispiel an Transparenz in den 
Bedingungen für den Abschluss einer Leistungsvereinbarung. 

- Die Ausgestaltung und Eingliederung der vorgesehenen unabhängigen Fachstelle 
sei unklar. 

- Der Gesetzesentwurf enthalte an zwei bis drei Stellen eine sog. Rechtssetzungs-
delegation, was als heikel eingestuft wurde und ein Freipass für den Regierungs-
rat sei. 

- Verschiedentlich haben Kommissionsmitglieder die Möglichkeit einer Rückwei-
sung der gesamten Vorlage in Erwägung gezogen. 

Das zuständige Regierungsmitglied, Regierungsrat Urs Martin nahm auf die vorgebrach-
ten Kritikpunkte wie folgt Stellung: 

- Er nahm Bezug auf den angeblichen Freipass für den Regierungsrat. Wenn es ei-
nen solchen gebe, dann sei dies mit der aktuell völlig ungenügenden gesetzlichen 
Grundlage bereits heute der Fall. 

- Er wies die Kritik zurück, wonach es bei der Erarbeitung der Vorlage keinen Aus-
tausch mit den Verbänden gegeben habe. Er erwähnt dabei eine Veranstaltung in 
der Kartause Ittingen. 

-  Zum hängigen Antrag im Parlament (20/AN 5/280) führte RR Urs Martin aus, 
dass dieser lediglich den Bereich der stationären EINR betreffe. Der Regierungs-
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rat gehe aber viel weiter. Er habe am 26. April 2022 einen umfassenden Grundla-
genbericht zur Umsetzung der BRK in Auftrag gegeben. 

- Eine Vorlage könne man immer unter dem Titel eines halb leeren oder eines halb 
vollen Glases sehen. Der neue Gesetzestext sei wesentlich besser und bestimm-
ter als der bestehende Gesetzestext. Mit der Kommissionsberatung können an 
diesem Gesetz noch Verbesserungen angebracht werden.  

- Auf die Frage aus der Kommission nach den involvierten Experten bei der Erar-
beitung des Gesetzesentwurfes erklärte RR Urs Martin, dies sei der Betriebsöko-
nom Dr. Willi Oggier gewesen. Zudem hätten auch der frühere und langjährige 
Generalsekretär Mario Brunetti und natürlich der heutige Generalsekretär Natha-
nael Huwiler mitgearbeitet. 

- RR Urs Martin motivierte die Kommission, den Gesetzesentwurf nicht zurückzu-
weisen sondern gemeinsam zu diskutieren und zu verbessern, bis die Kommissi-
on gemeinsam dahinterstehen könne.  

Die Kommission beschloss mit 15:0 Stimmen einstimmig Eintreten. 

 

Detailberatung 

Zu Beginn der 1. Lesung wurde ein Rückweisungsantrag mit folgendem Wortlaut ge-
stellt: 
"In analoger Anwendung von Art. 22 Abs. 2 und Art. 68 Abs. 3 GOGR wird das Geschäft 
20/GE 17/329 Gesetz über die Finanzierung von Leistungen für erwachsene Menschen 
mit Behinderung an den Regierungsrat mit folgendem Auftrag zur Überarbeitung zurück-
gewiesen: Der Gesetzesentwurf sei zurückzustellen, bis die im Antrag vom 16. Februar 
2022 geforderte Erstellung eines Rahmenkonzeptes zur Behindertenpolitik in den Berei-
chen Wohnen und Arbeiten überwiesen und beraten ist. Anschliessend ist auf dieser 
Grundlage ein entsprechend angepasster Gesetzesentwurf erneut vorzulegen. Die Er-
gebnisse der kantonalen Grundlagenarbeit zur UNO-Behindertenrechtskonvention 
(UNO-BRK) sowie der umfassende Grundlagenbericht sollen insbesondere in den Berei-
chen Wohnen, unabhängige Lebensführung, Bildung, Arbeit und Beschäftigung berück-
sichtigt werden. Dem Legalitätsprinzip soll dadurch angemessen Rechnung getragen 
werden, dass die grundlegenden und wichtigen Bestimmungen im Gesetz selber veran-
kert werden. Die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen der Leistungen sowie die 
zentralen Begrifflichkeiten sollen im Gesetz klar definiert und ausgewiesen werden. Be-
troffene, umsetzende Organisationen, Behindertenverbände sowie Fachpersonen sollen 
partizipativ in den Prozess einbezogen werden." 
 
Der Rückweisungsantrag wurde damit begründet, dass mit dem Behindertenkonzept aus 
dem Jahre 2010 und dem Behindertenleitbild aus dem Jahre 2012 veraltete Grundlagen 
vorliegen. Die Schweiz habe im Jahre 2014 die BRK ratifiziert. Dies habe einen Para-
digmenwechsel in der Behindertenpolitik zur Folge gehabt. Das vorliegende Gesetz dür-
fe deshalb nicht auf veralteten Grundlagen basieren. 
 
Die Vertreter des DFS wiesen auf den Umstand hin, dass der vorliegende Gesetzesent-
wurf die Finanzierung von Leistungen regelt. Die Meta-Frage sei, ob die Kommission 
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jetzt die Finanzierung regeln möchte oder ob auch die Leistungen als solche zu regeln 
sind; dann bräuchte es ein umfassendes Behindertengesetz dazu.  
 
Regierungsrat Urs Martin wies eindringlich darauf hin, dass es für ein Behindertenge-
setz, welches die BRK abbildet, viel mehr Zeit benötigen würde. Wenn die Finanzierung 
auch erst mit einem solchen neuen Behindertengesetz zu regeln wäre, würde das DFS 
noch mehrere Jahre auf Basis des §21 im SHG arbeiten. Darin, dass dies unbefriedi-

gend wäre, ist sich auch die Kommission einig. 
 
Es folgte eine intensive Diskussion über das weitere Vorgehen, die Aufgaben der Kom-
mission, die Wünsche aus der Kommission an das DFS sowie Sinn und Wirkung einer 
Rückweisung der Vorlage.  
 
Am Ende der 2. Sitzung zeichnete sich der Konsens in der Kommission ab, welcher da-
rin besteht, dass das DFS zu beauftragen sei, der Kommission mit grafischen Darstel-
lungen aufzuzeigen, wie die Finanzierung der jeweiligen Leistungen geregelt ist.  
Dazu wurde ein konkreter Antrag mit folgende Forderungen gestellt: 
„1. das Finanzierungsmodell mit Erklärungen;  
2. einen ergänzten Gesetzesentwurf, der dieses Modell abbildet, unter Berücksichtigung 
und Einbezug der für die Finanzierung relevanten Regelaspekten;  
3. das Schliessen von Lücken in der Rechtssetzungsdelegation.“ 
Dieser Antrag wurde einstimmig genehmigt. 
 
Der Rückweisungsantrag wurde in der Folge zurückgezogen. 
 
Mit Blick auf das Legalitätsprinzip erteilte die Kommission dem DFS zudem den Auftrag 
folgende Bestimmungen im Gesetzesentwurf zu ergänzen: § 4 Abs. 6, § 7 Abs. 4, § 9 
Abs. 2, § 10 Abs. 4. 
 
Ergänzende Grundlagen des DFS 
 
Auf die 3. Sitzung der Kommission lieferte das DFS die gewünschten schematischen 
Darstellungen, sowie eine ergänzte Fassung des Gesetzes, welche die Grundlage für die 

1. Lesung in der Kommission gebildet hatte. 
Die Kommission nutzte die Gelegenheit zu den Darstellungen Fragen zu stellen. Die Zu-
sammenfassung der Präsentationen ist ein integrierender Bestandteil dieses Kommissi-
onsberichtes. 
 
 
 
Detailberatung 
 
Titel des Gesetzes 
Es wurde der Antrag gestellt, im Titel den Begriff «Behinderung» durch den Begriff Be-
einträchtigung zu ersetzen. Dieser wurde mehrheitlich abgelehnt, weil damit die Begriff-
lichkeit nicht mehr mir den übergeordneten Gesetzen und der BRK kongruent wäre. 
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§1 Zweck 
Die Kommission hiess mit grosser Mehrheit den Vorschlag des DFS für den gewünsch-
ten neuen Paragrafen gut.  
Aus der Kommission wurde anschliessend der Antrag für eine andere Formulierung die-

ses Zweckartikels wie folgt gestellt:  
«Dieses Gesetz soll a) die Selbstbestimmung, Wahlfreiheit, Eigenverantwortung und 
Teilhabe von erwachsenen Menschen mit Behinderung fördern und b) den Zugang zu 
geeigneten Betreuungsformen innerhalb und ausserhalb des Kantons Thurgau für er-
wachsene Menschen mit Behinderung gewährleisten». 
Die Kommission lehnte den Antrag mit 4 zu 9 Stimmen bei 2 Enthaltungen ab. Die Ab-
lehnung wurde hauptsächlich damit begründet, dass die Formulierung umständlich sei 
und inhaltlich aufnehme, was in anderen Artikeln dieses Gesetzes geregelt werde.  
 
Paragraf „Geltungsbereich“ 
In einem ersten Schritt hatte die Kommission einem Antrag mit 7 zu 4 Stimmen zuge-
stimmt, einen neuen Paragrafen mit folgendem Wortlaut einzufügen: 
1 Dieses Gesetz gilt für Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen im Kanton 
Thurgau. 
2 Es findet Anwendung auf erwachsene Menschen mit Behinderung mit zivilrechtlichem 
Wohnsitz im Kanton Thurgau. 
 
Die Kommission beauftragte das DFS gleichzeitig auf die nächste Sitzung abzuklären, 
wie die Auswirkungen dieser Bestimmungen wären. Es zeigte sich, dass diese Bestim-
mung sehr problematisch wären und zu Verunsicherungen führten. Einem Antrag auf 
Streichung dieses Paragrafen wurde mit 9 zu 2 Stimmen bei 4 Enthaltungen zuge-
stimmt. 
 
§2 Betreuungsformen  
Die Kommission stimmte in erster Lesung einem Antrag mit 8 zu 5 Stimmen zu, dass 
das DFS zu beauftragen sei, diesen Paragrafen zu präzisieren. Die beiden neu formulier-
ten Abs. 3 und 4 wurden von der Kommission ohne Änderung genehmigt.  
 
In der zweiten Lesung wurde ein Antrag zur Neuformulierung des Abs. 2 wie folgt ge-
stellt: „Er fördert ein durchlässiges Leistungsangebot an ambulanten und stationären 
Angeboten.“ Eine Minderheit der Kommission störte sich an der Formulierung „ambulant 
vor stationär“. Diese sei dem Gesundheitswesen entlehnt und sei nicht der richtige Be-
griff für den Sozialbereich und für Menschen mit Behinderung, so die Argumentation. Der 
Grundsatz „ambulant vor stationär“ sei auch nicht kongruent mit dem neuen Rahmen-
konzept in welchem die Durchlässigkeit der Angebote, die Rückkehroptionen und die 
bedarfsorientierten Ansätze klar ausgeführt sind. Eine strikte Aufteilung zwischen ambu-
lanten und stationären Angeboten sei überholt und branchenfremd. 
Dieser Meinung gegenüber stand die Argumentation, dass die Formulierung im Abs. 2 
eine bewusste politische Haltung ausdrücke, um zu sagen, dass der Kanton den Auftrag 
hat, den Fokus bei der Angebotsentwicklung, -förderung und -planung eher auf das Am-
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bulante auszurichten. Es gehe dabei nicht um die Perspektive der betroffenen Men-
schen, diese hätten ohnehin eine Wahlfreiheit. Es gehe bei diesem Grundsatz um die 
Perspektive des Kantons. In der Kommission war die Meinung unbestritten, dass in der 
Zukunft die ambulanten Angebote ausgebaut werden. 
Die Diskussionen über den Sinn und die Deutung des Abs. 2 führte gar zu einem Strei-
chungsantrag des Absatzes. Diesen lehnte die Kommission mit 4 zu 6 Stimmen ab. 
Der Antrag zur Neuformulierung des Abs. 2 auf: „Er fördert ein durchlässiges Leistungs-
angebot an ambulanten und stationären Angeboten.“ wurde mit 5 zu 6 Stimmen abge-
lehnt.In einem weiteren Antrag wurde für den Abs. 2 noch eine andere Formulierung 
vorgeschlagen: „Er fördert den Grundsatz ambulant bis stationär.“ Die Kommission lehn-
te diesen Antrag mit 6 zu 6 Stimmen, mit Stichentscheid des Präsidenten ab. 
 
In der zweiten Lesung schlug das Sozialamt der Kommission vor, im Abs. 3 mit der Er-
gänzung „der Wohnbegleitung und der Arbeitsbegleitung“ zwei neue Produkte des abu-
lanten Leistungsangebotes im Gesetz aufzunehmen. Damit ergibt sich die aus dem 
Rahmenkonzept gewünschte Durchlässigkeit der Leistungsangebote. Diese Ergänzung 
macht Sinn, weil das „begleitete Wohnen“ das schon im Gesetzesvorschlag enthalten 
war, auf vier Stunden Begleitung pro Woche begrenzt ist. Die Kommission stimmte die-
sem Antrag einstimmig zu. 
 
Ebenfalls in der zweiten Lesung schlug das Sozialamt der Kommission vor, im Abs. 4 
den Begriff „Werkstätten“ auf „der betreuten Tagesgestaltung“ und den Begriff „Tages-
strukturen mit oder ohne Lohn“ auf „der begleiteten Arbeit“ zu ändern. Die Kommission 
stimmte diesem Antrag einstimmig zu. 
 
 
§3 Aufsicht 
In der Kommission war unbestritten, dass das DFS die Aufsicht haben soll und damit 
auch für die Umsetzung des Gesetzes zuständig sein wird. 
 
§4 Angebotsplanung  
Die Kommission begrüsste es, dass der Kanton periodisch den qualitativen und quantita-
tiven Bedarf ermittelt. Der Entwurf des DFS sah neu auch eine vorgängige Konsultation 
vor. Diese Formulierung wurde in der Kommission als zu wenig präzise kritisiert. Die 
Kommission genehmigte den Antrag mehrheitlich, dem DFS den Auftrag zu erteilen, die-
sen Satz zu ergänzen. Daraus ergab sich die Ergänzung „insbesondere bei den Interes-
senvertretungen der Leistungserbringer und Leistungserbringerinnen sowie den erwach-
senen Menschen mit Behinderung“ im 2. Satz von Abs. 1.  
Diese Ergänzung hat die Kommission mit grosser Mehrheit genehmigt unter Einfügung 
des Wortes „insbesondere“. 
 
§5 Beitragssystematik 
Der Begriff „wirtschaftlich“ in Abs. 1 führte zu einer regen Diskussion. Einige Kommissi-
onsmitglieder votierten dafür, den Begriff zu streichen. Eine Kommissionsmehrheit war 
jedoch überzeugt, dass die Wirtschaftlichkeit durchaus ein berechtigtes Anliegen sei. 
 
Zum Abs. 2 wurde ein Antrag auf Neuformulierung wie folgt gestellt:  
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„Für ambulante Betreuungsangebote und das Leben zu Hause mit Assistenzbudget 
werden vom Kanton Pauschalbeiträge subjektfinanziert“. Neuer Abs. 3: „Für ambulante 
Angebote des begleiteten Wohnens gewährt der Kanton Pauschalbeiträge an Dienstleis-
tungsanbieter.“ 
Die Kommission lehnte den Antrag mit 6 zu 6 Stimmen bei 3 Enthaltungen mit Stich-
entscheid des Präsidenten ab. 
 
In zweiter Lesung schlug das Sozialamt eine präzisere Formulierung für den Abs. 2 vor. 
Der Ergänzung „pro betreutem erwachsenen Mensch mit Behinderung, abgestuft nach 
dem Grad des Betreuungsbedarfs.“ hat die Kommission einstimmig zugestimmt. 
 
Zum Abs. 3 wurde ein Antrag zum Anfügen eines zweiten Satzes wie folgt gestellt:  
„Diese beinhalten sämtliche Kosten für den Betrieb und die betriebsnotwendige Infra-
struktur für Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer. (subjektorientierte Objektfi-
nanzierung)“. 
Der Antrag wurde damit begründet, dass so klarer ersichtlich sei, dass in den Pau-
schalbeiträgen auch die Abgeltung für die Infrastruktur enthalten ist. Dem Antrag wurde 
mit 12 zu 1 Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt. 
 
In zweiter Lesung schlug das Sozialamt vor, im Abs. 3 den Begriff „Entlastungsangebo-
te“ zu streichen. Der Begriff werde sonst nirgends in diesem Gesetz verwendet. Zudem 
ist es einfach ein stationäres Angebot und müsse nicht zusätzlich erwähnt werden.  
Für die Klammerbemerkung beantragte das Sozialamt die Formulierung „Objektfinanzie-
rung“ auf „Leistungsfinanzierung“ zu wechseln. Die Kommission stimmte diesen Anträ-
gen einstimmig zu. 
 
In zweiter Lesung schlug das Sozialamt vor im Abs. 4, die Formulierung „Hat eine Ein-
richtung“ durch die Formulierung „Haben Leistungserbringerinnen und Leistungserbrin-
ger stationärer oder ambulanter Leistungen“ zu ersetzen. Mit dieser umfassenderen 
Formulierung sind allfällige befristete zusätzliche Beiträge für alle Leistungsangebote 
möglich. Die Kommission stimmte diesem Antrag einstimmig zu. 
 
Abs. 5 enthält die Bestimmung, dass auch Pauschalbeiträge für Betreuungsleistungen 
an Menschen mit Behinderung gewährt werden, welche das 18. Lebensjahr noch nicht 
erreicht haben. Der Regierungsrat hat diese bewusst in das vorliegende Gesetz aufge-
nommen, weil aktuell eine Finanzierungslücke zwischen der Schulgesetzgebung und der 
Heimgesetzgebung besteht. Für diese Lücke ein eigenes Gesetz zu erlassen, mache 
keinen Sinn. Zudem ist es eine „kann“ – Bestimmung, mit welcher der Regierungsrat die 
Kompetenz erhält, in solchen Fällen, wenn notwendig Beiträge zu sprechen. 
 
 
§6 Erhebungssystem 
Die Kommission genehmigte einstimmig den Antrag Abs. 1 wie folgt zu ergänzen: 
„.....individuellen Betreuungsbedarf pro Person....“. 
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Ebenso genehmigte die Kommission mit 9 zu 1 Stimmen bei 5 Enthaltungen den Abs. 
2 wie folgt zu ergänzen: „......standardisierten Erfassungsinstrumenten subjektorientiert 
ermittelt.“ 
 
Ebenfalls im Abs. 2 genehmigte die Kommission mit grosser Mehrheit den Antrag das 
Wort „oder“ einzufügen: „....Assistenzbudgets oder in der Form des begleiteten Woh-
nens...“. Damit will die Kommission klarer zum Ausdruck bringen, dass für beide Betreu-
ungsformen der Bedarf mit einem Erfassungssystem ermittelt wird. 
 
In zweiter Lesung beantragte das Sozialamt den Abs. 1 und den Abs. 2 neu zu formulie-
ren. Sowohl für stationär als auch für ambulant erbrachte Leistungen kommt je ein stan-
dardisiertes Erhebungssystem zum Einsatz, um den individuellen Betreuungsbedarf pro 
erwachsenem Mensch mit Behinderung zu ermitteln. Die Kommission stimmte diesen 
Anträgen einstimmig zu. 
 
§7 Überprüfung Betreuungsbedarf 
Die Fassung des DFS wurde durch die Kommission neu formuliert. Es war unbestritten, 
dass das Sozialamt heute eine gute Arbeit bei dieser Überprüfung leistet. Die Kommissi-
on begrüsste es, dass auch in Zukunft eine kantonale Fachstelle diese Arbeit leistet. Die 
Formulierung in Abs. 1 sowie die Streichung von Abs. 2 wurde mit 8 zu 4 Stimmen bei 
3 Enthaltungen genehmigt. 
 
Die Kommission stimmte mit 8 zu 5 Stimmen bei 2 Enthaltungen der Neuformulierung 
der Marginalie von §7 von „Fachstelle“ auf „Überprüfung Betreuungsbedarf“ zu. 
 
§8 Anspruchsberechtigte Leistungserbringerinnen und Leistungserbringer 
Zur Formulierung in Abs. 2, Ziffer 3 wurde beantragt, dass diese an die Formulierung im 
Bundesgesetz über die Institutionen zur Förderung von invaliden Personen (IFEG) anzu-
passen sind. Gleichzeitig wurde beantragt, dass anstelle „gemäss den Vorgaben des 
Sozialamtes des Kantons Thurgau“ die Formulierung „gemäss den kantonalen Vorga-
ben“ aufzunehmen sei. Diesem Antrag stimmte die Kommission mit 11 zu 0 Stimmen 
bei 4 Enthaltungen zu. 
 
Die Kommission diskutierte intensiv die im Abs. 3 enthaltene Verpflichtung für die Leis-
tungserbringerinnen und Leistungserbringer, die erwachsenen Menschen mit Behinde-
rung und Wohnsitz im Kanton Thurgau aufzunehmen. Mehrere Kommissionsmitglieder 
wiesen auf die Gefahr hin, dass bei einer Zwangsaufnahme in eine EINR das Gefüge in-
nerhalb der Institution gefährdet sein könnte. Die Vertreter des DFS erläuterten die Vor-
gehensweise in solchen Fällen. Das Sozialamt suche auf jeden Fall das Gespräch, sollte 
sich durch eine Aufnahme eine schwierige Situation ergeben. Als letzte Möglichkeit hätte 
eine EINR auch den Weg einer Beschwerde gegen eine Zwangszuweisung offen. 
Die Kommission war nach den klaren Erläuterungen davon überzeugt, dass das Wort 
„verpflichtet“ in diesem Absatz verbleiben muss, ansonsten der Kanton Thurgau seine 
Pflicht für genügend Plätze zu sorgen nicht wahrnehmen kann.  
Zum besseren Verständnis dieser Aufnahmepflicht hat die Kommission noch den Antrag 
einstimmig genehmigt, dass im Abs. 3 die Formulierung „im Rahmen ihres Leistungs-
vertrags“ eingefügt wird. 
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§9 Ausserkantonale Leistungen 
Die Kommission diskutierte intensiv über die Formulierung im Abs. 1 „...kann ....Beiträge 
an ausserkantonale Einrichtungen gewähren“. Mit einer „kann“ - Formulierung und der 
Bestimmung in Absatz 1 „nach Massgabe dieses Gesetzes“ ist der Kanton Thurgau nur 
bis zu jenem Beitrag verpflichtet, wie er in einer Thurgauer EINR gekostet hätte. Grund-
sätzlich ist die Wahlfreiheit der Menschen mit Behinderung gewahrt, jedoch mit der Ein-
schränkung zur eigenen Übernahme von Mehrkosten, falls eine ausserkantonale EINR 
mehr kostet. Diese Bestimmungen sind wichtig, damit die Angebotsplanung im Kanton 
Thurgau Sinn macht. Aus der Kommission wurde ein Antrag gestellt, das Wort „kann“ in 
Absatz 1 zu streichen, mit der Begründung, dass damit die Wahlfreiheit der Menschen 
mit Behinderung gestärkt werde. Die Kommission hat den Antrag mit 6 zu 5 Stimmen 
bei 1 Enthaltung abgelehnt. 
 
In zweiter Lesung wurde derselbe Antrag noch einmal gestellt, das Wort „kann“ in Absatz 
1 zu streichen. Die Vertreter des Departementes DFS wiesen darauf hin, dass bei einer 
Streichung der Sinn des IVSE-Konkordates ausgehöhlt werde. Denn ohne die „kann“-
Formulierung müsse der Kanton alle ausserkantonalen Leistungen finanzieren, auch 
dann, wenn ein Leistungserbringer nicht IVSE-zertifiziert sei. Für diesen Fall könne der 
Kanton auch gleich aus dem IVSE-Konkordat austreten. Die Kommission lehnte diesen 
Antrag erneut ab mit 3 zu 7 Stimmen. 
 
Ebenfalls in zweiter Lesung beschloss die Kommission einstimmig die Marginalien von 
§9 von „Ausserkantonale Platzierungen“ auf „Ausserkantonale Leistungen“ zu ändern. 
 
§10 Kostenbeteiligung 
Zu diesem Paragrafen wurden in der Kommission lediglich Verständnisfragen gestellt. 
 
§11 Mitwirkungspflicht 
Einzelne Kommissionsmitglieder empfanden den Begriff „Folge zu leisten“ im Abs. 1 als 
zu hart. Andere unterstützten die Formulierung mit dem Hinweis, dass ein klarer Geset-
zestext besser sei als eine „Softlösung“. Ein anfänglich gestellter Antrag, den Begriff 
„Folge zu leisten“ durch „umzusetzen“ zu ersetzen, wurde nach gewalteter Diskussion 
zurückgezogen. 
 
§12 Rückerstattung 
Die Kommission empfand die Formulierung in Abs. 1 als zu hart. Sie verpflichte den 
Kanton dazu, in jedem Falle eines Vergehens die Beiträge zurückzufordern. Dem Antrag 
im Absatz 1 eine „kann“ Formulierung einzufügen, hat die Kommission mehrheitlich zu-
gestimmt. 
 
§13 Einsprache 
Die Möglichkeit gegen Beitragsentscheide oder Entscheide betreffend die Überprüfung 
des Betreuungsbedarfs Einsprache zu erheben, soll dazu dienen, dass Differenzen zwi-
schen Leistungserbringern und dem zuständigen Amt niederschwellig beigelegt werden 
können. Das ordentliche Rechtsverfahren gemäss Verwaltungsrechtspflegegesetz bleibt 
dabei nachgelagert immer noch offen. 
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§14 Bisherige Leistungsverträge 
Keine Wortmeldungen in der Kommission. 
 
§15 Einführung des Finanzierungssystems 
Zu diesem Paragrafen wurden in der ersten Lesung lediglich Verständnisfragen gestellt. 
Einzelne Mitglieder stellten die lange Übergangsfrist von zehn Jahren in Frage. Der Chef 
DFS begründet diese mit dem Umstand, dass die Unterschiede der EINR riesig sind. Mit 
Blick auf den Wechsel bei der Finanzierung der Infrastruktur seien zehn Jahre ziemlich 
kurz. 
 
In der zweiten Lesung beschloss die Kommission mehrheitlich bei 1 Enthaltung im 
Abs. 1 die Worte „der in Einrichtungen erbrachten Leistungen“ zu streichen.  
 
II, III, IV 
Keine Bemerkungen. 
 
 
 
Sirnach, den 29. April 2024 Der Kommissionspräsident 
 
 Kurt Baumann 
Beilagen: 

- Fassung der vorberatenden Kommission 
- Synopse Entwurf Regierungsrat zu Fassung der Kommission 
- Zusammenfassung der Präsentationen die im Rahmen der vorberatenden Kom-

mission durch das DFS erstellt wurden 
 
 


